
Gemeinde Brühl       29. Juli 2026 
 
Amt: Bauamt  
         Kalotai, Thomas 

 
Beschlussvorlage (Nr. 2026-0101) 

 
Beratungsfolge     Art    Termin 

 
Ausschuss für Technik und Umwelt öffentlich 10.08.2026 
 
 
TOP: 
 
Antrag auf Bauvorbescheid/Bauvoranfrage: Umbau eines Ladenlokals in eine Gaststätte 
Baugrundstück: Mannheimer Str. 99, Flst.Nr. 2603 
 

 
Beschlussvorschlag:  
 
Das gemeindliche Einvernehmen zur Bauvoranfrage wird gemäß §§ 30, 34, 36 BauGB 
erteilt. 
 
 

 
Sachverhalt:  
 
Bauherr: Röger Peter, Ketsch 
 
 
Der Bauherr beabsichtigt in einem Antrag auf Bauvorbescheid den Umbau eines 
Ladenlokals (Verkaufsraum) in eine Gaststätte/Wohnung für den Gaststättenbetreiber auf 
dem Grundstück Mannheimer Str. 99 mit einem Wohn- und Geschäftshaus, Flst.Nr. 2603. 
Mit dieser Bauvorbescheid stellt der Antragsteller nur eine verbindliche Frage:  
„Kann das Ladenlokal in eine Gaststätte umgewandelt werden ?“ 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich des B-Plans „Mannheimer Wegäcker“ 
vom 19.12.1964. Dieser ist ein einfacher B-Plan nach § 30 BauGB (regelt an dieser Stelle 
die Bauflucht von 10 m) und ist nach § 34 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile) zu beurteilen. 
 
Nach Sachlage liegt das Objekt Mannheimer Str. 99 im Bereich eines Allgemeines 
Wohngebietes. Nach § 4 Abs. 1 der BauNVO dienen allgemeine Wohngebiete vorwiegend 
dem Wohnen. Ebenso erlaubt sind dort u.a. Schank- und Speisewirtschaften, die der 
Versorgung des Gebiets dienen. 
 
Somit wäre die Umwandlung eines Ladens in eine Gaststätte grundsätzlich zulässig (nach 
der Art der baulichen Nutzung). 
 
Der Ausschuss für Technik und Umwelt hat sich bereits in der Sitzung am 
08.06.2026 mit der Bauvoranfrage beschäftigt und das gemeindliche Einvernehmen 
entgegen dem Verwaltungsvorschlag einstimmig versagt. 
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Im Anschluss an die Sitzung hat der Bauherr Peter Röger per E-Mail am 11.06.2026 
mitgeteilt, dass er die Entscheidung nicht einfach so hinnehmen möchte. Das dort nur eine 
„reine Kneipe“ entstehen soll, entgegnet er und verweist auf die geplante Pfannkuchen- 
und Toastmanufaktur, die nach seiner Ansicht eine Aufwertung darstelle auch in 
Verbindung mit der geplanten Ausstattung. 
 
Das Baurechtsamt des Rhein-Neckar-Kreises -Landratsamt- hat uns mit Schreiben 
vom 09.07.2026 mitgeteilt, dass das Bauvorhaben geprüft wurde. Dabei ist man zu 
dem Entschluss gekommen, dass sich der Umbau eines Ladenlokals in eine 
Gaststätte hinsichtlich der Art und des Maßes der baulichen Nutzung, der Bauweise 
und der überbaubaren Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung im 
Sinne des § 34 Baugesetzbuch einfügt. 
 
Begründung: 
„Das Einfügen des Vorhabens hinsichtlich des Maßes der Nutzung liegt unstreitig vor.  
Bei der Art der baulichen Nutzung kommt es auf den faktischen Gebietscharakter an. 
Vorliegend handelt es sich mindestens um ein faktisches allgemeines Wohngebiet.  
Nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO sind der Versorgung des Gebiets dienenden Schank- und 
Speisewirtschaften allgemein zulässig. Das gemeindliche Einvernehmen kann 
diesbezüglich nicht versagt werden.  
Für die allg. Wohngebiete kommen in Betracht: die üblichen Esslokale, Restaurants, Cafés 
(Konditoreien), Eisdielen, Weinstuben und Bierlokale - „Kneipe an der Ecke“.  
Schank- und Speisewirtschaften dienen der Gebietsversorgung, daher werden 
unvermeidbare Störungen der Nachbarschaft in Kauf genommen.  
Derzeit liegen keine Anhaltspunkte vor, dass es sich hierbei doch um einen störenden 
Gewerbebetrieb (bzw. Schank- und Speisewirtschaft) handelt oder es sich um eine 
Schrank- und Speisewirtschaft handelt, welche nicht der Versorgung des Gebiets dient. 
Der Gastraum weist lediglich eine Fläche von 53,04 m² auf.“ 
 
Das Baurechtsamt hat daher gebeten, das vom ATU versagte Einvernehmen 
nochmals zu überdenken und uns erneute Entscheidung über das gemeindliche 
Einvernehmen schriftlich zukommen zu lassen. Dabei wird darauf hingewiesen, dass 
das Baurechtsamt gemäß § 54 Abs. 4 LBO verpflichtet ist, ein rechtswidrig versagtes 
Einvernehmen zu ersetzen. 
 
Die Gemeindeverwaltung ist nach wie vor der Auffassung, der Bauvoranfrage das 
gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
 
 
 
Der Bürgermeister:    
 
 
Beratungsergebnisse 
Einstimmig Stimmenmehrheit Anzahl ja Anzahl nein Anzahl 

Enthaltungen 
Abweichender 
Beschluss 
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